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1.) VERGEBÜHRUNG DER MIETVERTRAGES: 
  Vergebührung des Mietvertrages (§ 33 TP 5 GebG): 
Wohnraummietverträge, (abgeschlossen nach dem 10.11.2017), sind generell von der Vergebührung (gem. § 33 TP 5 GebG) 

befreit.Unter „Wohnräumen“ sind Gebäude oder Gebäudeteile zu verstehen, die überwiegend Wohnzwecken dienen, einschließlich 
sonstiger selbständiger Räume und anderer Teile der Liegenschaft (wie Keller-und Dachbodenräume, Abstellplätze und Hausgärten, die 
typischerweise Wohnräumen zugeordnet sind). Wohnzwecken dienen Gebäude oder Räumlichkeiten in Gebäuden dann, wenn sie dazu 
bestimmt sind, in abgeschlossenen Räumen privates Leben, speziell auch Nächtigung, zu ermöglichen. Unter die Befreiung fallen daher 
nicht nur die Vermietung oder Nutzungsüberlassung der eigentlichen Wohnräume, sondern auch mitvermietete Nebenräume wie Keller- 
und Dachbodenräume. Auch ein gemeinsam (das heißt im selben Vertrag) mit dem Wohnraum in Bestand gegebener Abstellplatz oder 
Garten ist, wenn nicht eine andere Nutzung dominiert, als zu Wohnzwecken vermietet anzusehen. Eine überwiegende Nutzung zu 
Wohnzwecken liegt vor, wenn das zu Wohnzwecken benützte Flächenausmaß jenes zu anderen Zwecken übersteigt. 

 
Für Urkunden über den Abschluss von Bestandverträgen über Räumlichkeiten, die zu anderen als Wohnzwecken gemietet werden 
(Geschäftsräume, neutrale Objekte), ist eine Vergebührung in Höhe von 1 % des auf die Vertragsdauer entfallenden Bruttomietzinses (inkl. 
USt.), höchstens das 18-fache des Jahreswertes, bei unbestimmter Vertragsdauer 1 % des dreifachen Jahreswertes, zu entrichten. 

 
Der Bestandgeber (bzw. in dessen Vertretung z. B. der Makler, Hausverwalter, Rechtsanwalt oder Notar) ist verpflichtet, die Gebühr 
selbst zu berechnen und abzuführen. 

2.)VERTRAGSERRICHTUNGSKOSTEN: 
nach Vereinbarung im Rahmen der Tarifordnung des jeweiligen Urkundenerrichters. 

3.) VERMITTLUNGSPROVISION: 
Gemäß § 24 MaklerVO ist für die Berechnung der Provisionsgrundlage die Umsatzsteuer nicht in den Bruttomietzins 

einzurechnen. Die Heizkosten sind nicht mitzurechnen, wenn es sich um die Vermietung von Mietverhältnissen an einer 

Wohnung handelt, bei der nach den mietrechtlichen Vorschriften die Höhe nicht frei vereinbart werden darf. Eine Provision 

für besondere Abgeltungen in der Höhe von bis zu 5% kann zusätzlich mit dem Vormieter und Vermieter vereinbart werden. 

 
Vermittlung durch Immobilienmakler der nicht gleichzeitig Verwalter der Gebäude ist, von Mietverträgen (Haupt-und 

Untermiete)über Wohnungen und Einfamilienhäuser 

Höchstprovision zuzüglich 20 % USt 

Vertragsdauer Vermieter  Mieter 

⚫ unbestimmte Zeit/Frist mehr als 3 Jahre  3 Bruttomonatsmietzinse 2 Bruttomonatsmietzinse 

⚫ Befristung bis zu 3 Jahren  3 Bruttomonatsmietzinse 1 Bruttomonatsmietzins 

⚫ Vereinbarung einer Ergänzungsprovision 

bei Verlängerung oder Umwandlung in 

unbefristetes Mietverhältnis 

Ergänzung auf Höchstprovision 

unter Berücksichtigung der 

gesamten Vertragsdauer, höchstens 

jedoch ½ BMM 

Ergänzung auf Höchstprovision unter 

Berücksichtigung der gesamten 

Vertragsdauer, höchstens jedoch ½ BMM 

 

Vermittlung von Geschäftsräumen aller Art (Haupt- und Untermiete) 

Höchstprovision zuzüglich 20 % USt 

Vertragsdauer Vermieter  Mieter 

⚫ Unbestimmte Zeit/Frist mehr als 3 

Jahre  

3 Bruttomonatsmietzinse 3 Bruttomonatsmietzinse 

⚫ Befristung mehr als 2 bis genau 3 

Jahre  

3 Bruttomonatsmietzinse 2 Bruttomonatsmietzinse 

⚫ Befristung kürzer als 2 Jahre  3 Bruttomonatsmietzinse  1 Bruttomonatsmietzins 

⚫ Vereinbarung einer 

Ergänzungsprovision bei 

Verlängerung oder Umwandlung in 

unbefristetes Mietverhältnis 

Ergänzung auf Höchstprovision 

unter Berücksichtigung der 

gesamten Vertragsdauer,  

Ergänzung auf Höchstprovision unter 

Berücksichtigung der gesamten 

Vertragsdauer,  

       Die Überwälzung der Vermieterprovision (max. 3 BMM) auf den Geschäftsraummieter kann vereinbart  werden  (§ 12 IMVO) 
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für Miete/Vermietung von Immobilien  

Komm.-Rat Mag. Dr. Raimund Neuwirther & Carl Heinz  Beer 

   I M M O B I L I E N T RE U H A N D K A N Z L E I E N                       

 

9020 KLAGENFURT ° RUDOLFSBAHNGÜRTEL 82/1 ° TEL. 0463/32 00 00 ° FAX 0463/32 00 00 23 
office@immo1.at ° www.immo1.at 

 



Seite 2 von 3 

 

 

Steuerliche Auswirkung  
Einschränkung der Umsatzsteuerpflicht bei Vermietung und Verpachtung von Grundstücken: 

Der leistende Unternehmer kann für jeden baulich abgeschlossenen, selbständigen Grundstücksteil, an dem 

Wohnungseigentum begründet werden könnte, auf die Anwendung der Steuerbefreiung nach § 6 Abs. 1 UStG verzichten. 

Erforderlich ist allerdings, dass der Mieter/Pächter das Grundstück/diesen Grundstücksteil nahezu ausschließlich (d.h. mind. 

95%) für Umsätze verwendet, die seine Berechtigung zum Vorsteuerabzug nicht ausschließen. Ist dies der Fall, so kann der 

leistende Unternehmer weiterhin zur Steuerpflicht für den betreffenden Vermietungs-/Verpachtungsumsatz optieren.  

Inkrafttreten 

Die Neuregelung ist auf Miet- und Pachtverhältnisse anzuwenden, die nach dem 31. August 2012 beginnen 

Unter die Neuregelung fallen – unabhängig vom Vorliegen eines aufrechten Miet- bzw. Pachtverhältnisses – nur jene Fälle, in 

denen „mit der Errichtung des Gebäudes durch den Unternehmer nicht bereits vor dem 1. September 2012 begonnen 

wurde.“ Beginn der Errichtung ist der Zeitpunkt, in dem bei vorliegender Baubewilligung mit der Bauausführung tatsächlich 

begonnen wird, also tatsächliche handwerkliche Baumaßnahmen erfolgen. Von der Neuregelung des § 6 Abs. 2 UStG 1994 

nicht erfasst sind jene Fälle, bei denen das Gebäude durch den Vermieter/Verpächter vor dem 1. September 2012 errichtet 

oder mit der Errichtung durch den leistenden Unternehmer bereits vor dem 1. September 2012 begonnen wurde und zwar 

unabhängig vom Beginn des Miet- oder Pachtverhältnisses. Hat der Vermieter das Gebäude nicht errichtet, sondern 

erworben, so gilt die Neuregelung für alle Miet- und Pachtverhältnisse, die ab dem 1. September 2012 beginnen. 
 

Rücktrittsrechte  

Rücktritt bei Immobiliengeschäften nach § 30 a KschG 
Ein Auftraggeber (Kunde), der Verbraucher (§ 1 KschG) ist und seine Vertragserklärung 

➢ am Tag der erstmaligen Besichtigung des Vertragsobjektes abgegeben hat, 

➢ seine Erklärung auf den Erwerb eines Bestandrechts (insbes. Mietrechts), eines sonstigen Gebrauchs- oder 

Nutzungsrechts oder des Eigentums gerichtet ist, und zwar  

➢ an einer Wohnung, an einem Einfamilienhaus oder einer Liegenschaft, die zum Bau eines Einfamilienhauses geeignet 

ist, und dies 

➢ zur Deckung des dringenden Wohnbedürfnisses des Verbrauchers oder eines nahen Angehörigen dienen soll; 

kann binnen einer Woche schriftlich seinen Rücktritt erklären. 

Die Frist beginnt erst dann zu laufen, wenn der Verbraucher eine Zweitschrift der Vertragserklärung und eine 

Rücktrittsbelehrung erhalten hat, dh. Entweder am Tag nach Abgabe der Vertragserklärung oder, sofern die Zweitschrift 

samt Rücktrittsbelehrung später ausgehändigt worden ist, zu diesem späteren Zeitpunkt.  

Das Rücktrittsrecht erlischt jedenfalls spätestens einen Monat nach dem Tag der erstmaligen Besichtigung. 

Die Vereinbarung eines Angelds, Reuegelds oder einer Anzahlung vor Ablauf der Rücktrittsfrist nach § 30 a KschG ist 

unwirksam. 

Rücktrittsrecht bei „Haustürgeschäften“ nach § 3 KschG 
Ein Auftraggebeer (Kunde), der Verbraucher (§1 KschG) ist und seine Vertragserklärung  

➢ weder in den Geschäftsräumen des Immobilienmaklers abgegeben, 

➢ noch die Geschäftsverbindung zur Schließung des Vertrages mit dem Immobilienmakler selbst angebahnt hat, 

kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer Woche schriftlich seinen Rücktritt erklären. Die Frist 

beginnt erst zu laufen, wenn dem Verbraucher eine „Urkunde“ ausgefolgt wurde, die Namen und Anschrift des 

Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrages notwendigen Angaben und eine Belehrung über das Rücktrittsrecht 

enthält. 
 

Das Rücktrittsrecht bei Nichteintritt maßgeblicher Umstände (§ 3 a KschG) 

Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag schriftlich zurücktreten wenn 
⚫ ohne seine Veranlassung, 

⚫ maßgebliche Umstände, 

⚫ die vom Unternehmer als wahrscheinlich dargestellt wurden, 

⚫ nicht oder in erheblich geringerem Ausmaß eingetreten sind. 

Maßgebliche Umstände sind 

⚫ die erforderliche Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten, 

⚫ steuerrechtliche Vorteile, 

⚫ eine öffentliche Förderung oder die Aussicht auf einen Kredit. 

Die Rücktrittsfrist beträgt eine Woche ab Erkennbarkeit des Nichteintritts für den Verbraucher, wenn er über dieses 

Rücktrittsrecht schriftlich belehrt wurde. Das Rücktrittsrecht endet aber jedenfalls einen Monat nach beidseitiger 

vollständiger Vertragserfüllung. 

Ausnahmen vom Rücktrittsrecht: 

⚫ Wissen oder wissen müssen des Verbrauchers über den Nichteintritt bei den Vertragsverhandlungen. 

⚫ Im einzelnen ausgehandelter Ausschluss des Rücktrittsrechtes (formularmäßig nicht abdeckbar). 

⚫ Angemessene Vertragsanpassung 
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Widerrufsbelehrung und Rücktrittsrechte 

bei Fernabsatz- und Außergeschäftsraum-Verträgen 

Der Interessent wird informiert, dass für einen Verbraucher bei Abschluss des Maklervertrags außerhalb der 

Geschäftsräume des Maklers oder ausschließlich über Fernabsatz gem. § 11 FAGG ein Rücktrittsrecht von dieser 

Vereinbarung binnen 14 Tagen besteht. Die Rücktrittsfrist beginnt mit dem Tag des Vertragsabschlusses. Die 

Abgabe der Widerrufserklärung kann unter Verwendung des beigestellten Widerrufsformulars erfolgen, ist aber 

an keine Form gebunden.  

Wenn der Makler vor Ablauf dieser vierzehntägigen Rücktrittsfrist vorzeitig tätig werden soll (zB Übermittlung 

von Detailinformationen, Vereinbarung eines Besichtigungstermins), bedarf es einer ausdrücklichen 

Aufforderung durch den Interessenten, der damit – bei vollständiger Vertragserfüllung innerhalb dieser Frist – 

sein Rücktrittsrecht verliert. 

 

Als vollständige Dienstleistungserbringung des Immobilienmaklers genügt aufgrund eines abweichenden 

Geschäftsgebrauchs die Namhaftmachung der Geschäftsgelegenheit, insbesondere sofern vom Interessenten 

keine weiteren Tätigkeiten des Maklers gewünscht oder ermöglicht werden. In diesem Fall kann der 

Maklervertrag nicht mehr widerrufen werden und ist Grundlage eines Provisionsanspruches, wenn es in der 

Folge zum Abschluss eines Rechtsgeschäftes über eine vom Immobilienmakler namhaft gemachte 

Geschäftsgelegenheit kommt. 

 

Im Fall eines Rücktritts nach § 11 FAGG verpflichtet sich der Verbraucher, von den gewonnenen Informationen 

keinen Gebrauch zu machen. 

 

Information zum Energieausweis 
Das Energieausweis-Vorlage-Gesetz (EAVG) schreibt vor, dass bei Verkauf eines Gebäudes oder eines Nutzungsobjektes der Verkäufer dem 

Käufer rechtzeitig vor Abgabe der Vertragserklärung einen zu diesem Zeitpunkt höchstens zehn Jahre alten Energieausweis vorzulegen und 

ihm diesen, wenn der Vertrag abgeschlossen wird, auszuhändigen hat. Die Kennwerte HWB und fGEE sind im Inserat anzuführen. Bereits 

erstellte Energieausweise (die nur den HWB-Kennwert enthalten) behalten ihre Gültigkeit 10 Jahre ab Ausstellungsdatum  

Ab 1. 12. 2012 ist dem Käufer der Energieausweis oder eine vollständige Kopie des Energieausweises spätestens 14 Tage nach 

Vertragsabschluss auszuhändigen. Sollte dies nicht erfolgen, hat der Käufer das Recht, nach erfolgloser Aufforderung an den Verkäufer 

entweder selbst einen Energieausweis zu beauftragen und/oder die angemessenen Kosten binnen 3 Jahren gerichtlich geltend zu machen, 

oder direkt die Aushändigung eines Energieausweises einzuklagen.  

Der Verkäufer hat die Wahl, entweder einen Energieausweis über die Gesamtenergieeffizienz des Nutzungsobjekts oder die 

Gesamtenergieeffizienz eines vergleichbaren Nutzungsobjekts im selben Gebäude oder die Gesamtenergieeffizienz des gesamten Gebäudes 

auszuhändigen. Für Einfamilienhäuser kann die Vorlage- und Aushändigungspflicht auch durch einen Energieausweis eines vergleichbaren 

Gebäudes erfüllt werden. Diese Vergleichbarkeit muss der Energieausweisersteller aber bestätigen.  

Strafbestimmungen 
Ein Verkäufer oder Bestandgeber, der es unterlässt, 

1. dem Käufer oder Bestandnehmer rechtzeitig einen höchstens zehn Jahre alten Energieausweis vorzulegen oder 

2. dem Käufer oder Bestandnehmer nach Vertragsabschluss einen Energieausweis oder eine vollständige Kopie desselben auszuhändigen, 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer gerichtlich strafbaren Handlung erfüllt oder nach anderen 

Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu EURO 

1.450,-- zu bestrafen (§ 9 Abs 2 EAVG 2012). 

 


